
 

KAV kritisiert angekündigte Warnstreiks im 
kommunalen ÖPNV als unverantwortlich 

• Hauptgeschäftsführerin Donath: Städte reduzieren wegen schwieriger Haushaltslage 
bereits ihr ÖPNV-Angebot 

• KAV: Forderungen von Verdi sind völlig aus der Zeit gefallen 
 

STUTTGART Der Kommunale Arbeitgeberverband Baden-Württemberg (KAV) hat die für Montag, 
2. Februar, angekündigten Warnstreiks der Gewerkschaft Verdi scharf kritisiert. Nach einem 
konstruktiven Beginn der Tarifverhandlungen sei die Ankündigung ein Rückschlag für die 
Gespräche und unverantwortlich gegenüber den Fahrgästen.  

„Wir hatten den Eindruck gewonnen, dass auch seitens der Gewerkschaft Verständnis für die 
katastrophale Haushaltslage vieler Kommunen besteht“, sagte KAV-Hauptgeschäftsführerin 
Sylvana Donath am Freitag. „Statt auf Basis dieses Verständnisses weiterzuverhandeln, werden 
nun völlig unnötige Streiks angekündigt, die das Vertrauen in einen verlässlichen ÖPNV 
beschädigen.“  

Der KAV betonte, dass die kommunalen Haushalte am Limit sind: „Forderungen nach massiv 
höheren Zuschlägen treffen auf eine Realität, in der Städte im Land ihr ÖPNV-Angebot bereits 
spürbar einschränken“, sagte Donath. Der Druck, freiwillige Leistungen weiter zu reduzieren 
steige angesichts der klammen Kassen absehbar weiter. „Jede zusätzliche Kostenbelastung 
verschärft die Situation noch einmal deutlich.“  

Donath verwies auf erhebliche Verbesserungen für die Beschäftigten, die der KAV in den 
zurückliegenden Jahren mitgetragen habe: „Die Entgelte inklusive Zuschläge sind in der Branche 
seit 2023 um mehr als 20 Prozent gestiegen. Über das Jahr hinaus wurde eine Reduzierung der 
Wochenarbeitszeit bei vollem Entgeltausgleich vereinbart“, führte Donath aus. Von den 
zurückliegenden Tarifabschlüssen profitierten die Beschäftigten bereits im Mai durch eine 
weitere Entgelterhöhungen von 2,8 Prozent. „Die zusätzlichen Forderungen, die jetzt auf dem 
Tisch liegen, sind vor diesem Hintergrund völlig aus der Zeit gefallen“, sagte Donath.  

„Wir stehen weiterhin zu fairen Arbeitsbedingungen und konstruktiven Verhandlungen“, erklärte 
Donath. „Wir erwarten aber auch Augenmaß und Verantwortung bei Verdi.“ Streiks in dieser 
Phase schadeten der Akzeptanz für den ÖPNV in der Bevölkerung. „Wenn in der Privatwirtschaft 
Stellen abgebaut und Kürzungen umgesetzt werden, sind weitere Kostensteigerungen gegenüber 
den Steuerzahlenden kaum vermittelbar“, sagte die KAV-Hauptgeschäftsführerin. 
 
Der KAV verwies zudem auf die aktuelle Einkommenssituation im kommunalen ÖPNV. Das 
monatliche Durchschnittseinkommen der Beschäftigten im Fahrdienst liege demnach inklusive 
aller Zuschläge bei mehr als 4.300 Euro brutto. In den unteren Entgeltgruppen seien die 
Einkommen in den vergangenen Jahren überdurchschnittlich stark gestiegen. „Diese 
Entwicklung zeigt, dass die Arbeitgeber ihrer Verantwortung gerecht geworden sind“, sagte 
Donath. Vor diesem Hintergrund seien weitere deutliche Zuschlagssteigerungen weder 
finanzierbar noch der Öffentlichkeit vermittelbar. Nach Berechnungen des KAV kommen die 
aktuellen Forderungen der Gewerkschaft im Fahrdienst faktisch einer zusätzlichen 
Entgeltsteigerung von mehr als 15 Prozent gleich.  



Die Tarifverhandlungen sollen am Montag, 9. Februar, in Stuttgart fortgesetzt werden. 

 

Hintergrund 
Der Tarifvertrag Nahverkehr (BzTV-N BW) betrifft etwa 6.700 Beschäftigte in Baden-Württemberg. 
Der KAV vertritt landesweit die kommunalen Verkehrsunternehmen der Städte Stuttgart, Baden-
Baden, Konstanz, Freiburg, Heilbronn, Esslingen und Karlsruhe. 
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